
Stellungnahme zur Anhörung zum Entwurf einer Allgemeinverfügung zur Konkretisierung 
der unbestimmten Begriffe „erhebliche, kontinuierliche oder regelmäßig wiederkehrende 
Abweichung bei der Geschwindigkeit“ sowie zum Entwurf einer Handreichung bezüglich 
eines Überwachungsmechanismus bei Festnetz-Breitbandanschlüssen.


Sehr geehrte Damen und Herren,


wir begrüßen die bereits im Jahr 2017 in Ihrer Mitteilung Nr. 485/2017 im Amtsblatt 13/2017 
vom 12.07.2017 vorgenommene Konkretisierung der Begriffe "erhebliche, kontinuierliche 
oder regelmäßig wiederkehrende Abweichung der Geschwindigkeit" bei Festnetz-
Breitbandanschlüssen, ebenso den neuen Entwurf der Allgemeinverfügung mit dem Az. 
120-3945-1/2021 nebst Handreichung, veröffentlicht durch Pressemitteilung am 
08. September 2021.


Bei dem Entwurf der Allgemeinverfügung sowie der Handreichung sehen wir jedoch 
insbesondere im Hinblick auf die Ausgestaltung des zur Verfügung gestellten 
Nachweisverfahrens mittels Breitbandmessung Verbesserungsbedarf.


Verbraucher haben nach dem derzeitigen Entwurf der Allgemeinverfügung sowie der 
Handreichung in Deutschland nur eine einzige Möglichkeit, ein Nachweisverfahren zu führen, 
nämlich über die von der Bundesnetzagentur eingeführte Breitbandmessung, erreichbar 
über die Internet-Adresse "breitbandmessung.de". Ein gültiges Nachweisverfahren ist 
darüber hinaus nur mit der über diese Adresse beziehbare installierbare Desktop-App 

anw.net GmbH  |  Holunderweg 2  |  66894 Bechhofen


Bundesnetzagentur

Referat 120

Postfach 8001

53105 Bonn


vorab per E-Mail an 120-Postfach@bnetza.de

anw.net GmbH

Holunderweg 2

66894 Bechhofen


06372-8033190

mail@anw.net


Bechhofen, 01.10.2021

Ihr Zeichen	 Unser Zeichen	 Name, Telefon


Az.:120-3945-1/2021	 20211001/BNetzA	 Herr Gab

	 	 +49 6372 8033190

Geschäftsführer: Dipl.-Inf. (FH) Oliver K. Gab

Sitz der Gesellschaft: 66894 Bechhofen

Registergericht Amtsgericht Zweibrücken HRB 30449



zulässig. Eine Geschwindigkeits-Messung über Internet-Browser wird auf der genannten 
Adresse zwar angeboten, ist aber ausdrücklich nicht als Nachweisverfahren zugelassen.


Die Beschränkung auf nur ein einziges Nachweisverfahren stellt für Verbraucher eine 
erhebliche und unnötige Einschränkung dar, da sie keine Möglichkeit haben, andere 
ebenfalls geeignete Verfahren zur Messung der Geschwindigkeit heranzuziehen.


Eine Einschränkung auf nur ein einziges technisches Verfahren ist aus unserer Sicht nicht 
nachvollziehbar und nicht begründbar. So sieht es auch die BEREC, denn gemäß BEREC 
Leitlinie BoR (20) 112 in der Fassung vom Juni 2020 in Artikel 4 Absatz 4 Satz 161 heißt es:


"Die rechtserheblichen Tatsachen, die auf eine erhebliche Abweichung hinweisen, können 
durch jeden von der nationalen Regulierungsbehörde zertifizierten 
Überwachungsmechanismus festgestellt werden, unabhängig davon, ob dieser durch die 
nationale Regulierungsbehörde oder durch Dritte betrieben wird. Die Verordnung schreibt es 
Mitgliedstaaten oder einer nationalen Regulierungsbehörde nicht vor, einen 
Überwachungsmechanismus einzurichten oder zu zertifizieren. Die Verordnung legt nicht fest, 
wie die Zertifizierung vorzunehmen ist. Wenn die nationale Regulierungsbehörde einen für 
diesen Zweck eingeführten Überwachungsmechanismus zur Verfügung stellt, so gilt dieser als 
zertifizierter Überwachungsmechanismus nach Artikel 4 Abs. 4. "


Weiter heißt es in BoR (20) 112  Artikel 4 Absatz 4 Satz 161:


"Um die in der Verordnung verankerten Rechte wirksamer zu machen, wäre es hilfreich, wenn 
die nationalen Regulierungsbehörden einen oder mehrere Überwachungsmechanismen 
einrichten oder zertifizieren würden, mit denen Endnutzer feststellen können, ob es sich um 
eine nicht vertragskonforme Leistung handelt, und entsprechende Messergebnisse erhalten 
könnten, anhand derer sie die nicht vertragskonforme Leistung ihrer Internetzugangsdienste 
nachweisen können. Die Nutzung eines zertifizierten Mechanismus sollte keine zusätzlichen 
Kosten für den Endnutzer verursachen und auch für behinderte Endnutzer möglich sein. "


Die deutsche Internetwirtschaft hat heute schon eine Vielzahl von technisch ausgereiften 
Messinstrumenten zur Geschwindigkeitsmessung hervorgebracht. Sowohl Internetzugangs-
Anbieter (Internet Service Provider, ISP, z.B. Vodafone Deutschland GmbH), als auch 
unabhängige Stellen wie Verlagshäuser (z.B. Axel Springer SE mit COMPUTER BILD) haben 
eigene Lösungen entwickelt, die zum Teil sogar über die Fähigkeiten der Breitbandmessung 
hinaus gehen.


Eine oft kritisierte Eigenschaft der Breitbandmessung ist, dass nicht nur bis zum 
Netzabschlusspunkt (DSL- oder Kabel-Router) der Verbindung, sondern bis zum Endgerät 
des Verbrauchers die Geschwindigkeit gemessen wird. Der Verantwortungsbereiches des 
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Service-Anbieters endet jedoch am Netzabschlusspunkt, nicht am Endgerät des 
Verbrauchers. Die Breitbandmessung hat keine technische und manipuliersichere 
Möglichkeit, die Leistungsfähigkeit der Netzwerkverbindung (Kabel, Anschlussdosen) sowie 
der verwendeten Geräte (Router, Switches, PC) zwischen Netzabschlusspunkt und Endgerät 
wirksam zu überprüfen. Lediglich ein vom Verbraucher selbst erteilte Erklärung dient als Indiz 
dafür, dass eine Minderleistung nicht im Verantwortungsbereich des Kunden stattgefunden 
hat und folglich dem Service-Anbieter angelastet werden könnte.


Jedoch existieren bereits langjährig erprobte und ausgereifte Messverfahren, welche genau 
diesen Nachteil der Breitbandmessung nicht aufweisen: Messmethoden hin zum 
Netzabschlusspunkt in Verbindung mit einer zweiten Messung zum Endgerät. Durch ein 
Vergleichen von mehreren, hintereinander zeitnah ausgeführten Messreihen zu den 
verschiedenen Zielen (Netzabschlusspunkt und Endgerät) lässt sich zuverlässig die Qualität 
der gesamten Datenstrecke beurteilen. Dem Verbraucher kann damit sehr gezielt geholfen 
werden, an welcher Stelle eine Minderleistung entsteht, um eine Verbesserung - auch wenn 
sie unwissentlich im Bereich des Verbrauchers entstanden sein sollte - zu erreichen. Solche 
Verfahren sind bereits verfügbar, werden aber derzeit durch die Bundesnetzagentur nicht als 
gültige Nachweisverfahren anerkannt. Das ist aus Verbrauchersicht ein Nachteil und nicht 
nachvollziehbar. Gleichzeitig könnte ein derartiges Verfahren helfen, die tatsächlichen 
Verhältnisse von Internetverbindungen manipulationssicher zu dokumentieren.


Die Bundesnetzagentur würde die Verbraucherrechte unter der Wahrung der Interessen der 
Service-Anbieter weiter stärken, wenn auch solche neuen, innovativen Messverfahren zum 
Nachweis einer möglichen Minderleistung zugelassen werden.


Es entsteht kein Nachteil für die Verbraucher, wenn in der Allgemeinverfügung und in der 
Handreichung die zusätzliche Möglichkeit geschaffen wird, alternative, zertifizierte 
Nachweisverfahren zuzulassen. Dabei sollte Voraussetzung sein, dass alle zugelassenen 
Verfahren mindestens die gleichen technischen und formalen Voraussetzungen erfüllen, die 
auch die jetzige Breitbandmessung erfüllt. Die Kriterien, die zu einer entsprechenden 
Überprüfbarkeit und Zertifizierung führen können, sind aus den Richtlinien der BEREC BoR 
(16) 127 vom August 2016 i.V.m. BoR (17) 178 vom 05. Oktober 2017 i.V.m. BoR (17) 179 vom 
05. Oktober 2021 i.V.m. BoR (20) 112 vom Juni 2020 ableitbar.


Wir fordern, dass die Bundesnetzagentur in der Allgemeinverfügung sowie Handreichung 
explizit darstellt, dass neben der Breitbandmessung auch andere Messverfahren durch die 
Bundesnetzagentur zertifiziert werden und damit als Nachweisverfahren zugelassen 
werden können. An alle zulassungsfähigen Messverfahren sollen die gleichen technischen 
und formalen Anforderungen gestellt werden.
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Mit einer solchen Öffnung des Nachweisverfahrens für weitere Nachweisverfahren würde die 
Bundesnetzagentur die Verbraucherrechte weiter stärken, weil dadurch zum einen der 
Zugang zu den Nachweisverfahren selbst für den Verbraucher einfacher wird und zum 
anderen Innovation in der Digitalisierung gefördert würden. Eine Zertifizierung von weiteren 
Nachweisverfahren durch die Bundesnetzagentur könnte durch öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige unterstützt werden.


Oliver K. Gab 
Geschäftsführung
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